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u Dieser Tage erscheint im Wiener Pro-
media Verlag ein Band über Korea, der die 
jüngere Geschichte des geteilten ostasia-
tischen Landes darstellt. In sechs Kapiteln 
zeichnen die Autoren Du-Yul Song und Rai-
ner Werning – beide ausgewiesene Kenner 
der Materie – die politisch-historische Ent-
wicklung Koreas im vergangenen Jahrhun-
dert analytisch und anhand aufrüttelnder 
Aussagen von Zeitzeugen nach. Wir veröf-
fentlichen aus dem Buch vorab Auszüge aus 
dem fünften Kapitel: »Andauernder Atom-
konflikt oder Die schwierige Suche nach 
neuen Freundbildern (2008–2012)«.

Der Soziologe Prof. Du-Yul Song ist 
Verfasser mehrerer Monographien in deut-
scher und koreanischer Sprache und einer 
der Hauptinitiatoren des südkoreanisch-
nordkoreanischen Wissenschaftleraus-
tausches. Bis zu seiner Einbürgerung in 
Deutschland (1993) war er südkoreanischer 
Staatsbürger. Im September 2003 folgte er 
nach 37 Exiljahren einer offiziellen Einla-
dung der Stiftung für Demokratie und des 
Koreanischen Philosophenverbandes nach 
Seoul, wo er aber aufgrund des Nationa-
len Sicherheitsgesetzes inhaftiert wurde. 
Infolge weltweiter Proteste wurde er nach 
einem Berufungsurteil im Juli 2004 freige-
lassen.

Dr. Rainer Werning ist Politikwissen-
schaftler und Publizist mit dem Schwer-
punkt Südost- und Ostasien. 1986 begrün-
dete er das »Korea Forum« und war von 
2003 bis 2007 Vorstandsvorsitzender des 
Korea-Verbands e.V. (Berlin). Gegenwärtig 
arbeitet er u.  a. als Lehrbeauftragter am 
Institut für Orient- und Asienwissenschaf-
ten der Universität Bonn. Er veröffentlicht 
regelmäßig in jW.

D
enuklearisierung, Öffnung und 
3 000«: Mit diesen Schlagwor-
ten skizzierte Südkoreas aktueller 
Präsident Lee Myung Bak seine 
Nordkorea-Politik während des 

Wahlkampfs Ende 2007. Wenn die Machthaber in 
Pjöngjang bereit seien, ihr Atomprogramm auf-
zugeben und die Gesellschaft der Volksrepublik 
nach außen hin zu öffnen, so Lee, sei Südkorea im 
Gegenzug bereit, innerhalb von zehn Jahren mas-
sive wirtschaftliche Hilfe bereitzustellen. Damit 
solle das jährliche Pro-Kopf-Einkommen im Nor-
den die Grenze von umgerechnet 3 000 US-Dollar 
überschreiten. Die politische Führung in Pjöngjang 
reagierte verärgert auf dieses Angebot – die Eiszeit 
zwischen den beiden Staaten brach neuerlich an. 
(…)

Mysteriöser Schiffsuntergang
Als die südkoreanische Korvette »Cheonan« am 
26. März 2010 südwestlich der Baeknyeong-Insel 
im Gelben Meer unterging, beschuldigten Süd-
korea und die USA die nordkoreanische Marine, 
das Schiff mit einem Torpedo versenkt zu haben. 
Fast acht Wochen später gelangte ein von Süd-
korea einberufenes internationales Ermittlerteam 
zu dem Schluß, Nordkorea habe tatsächlich die 
1 200-Tonnen-Korvette nahe der innerkoreanischen 
Seegrenze mit einem Torpedo beschossen. Sofort 
erklärte Südkoreas Präsident Lee die offizielle Ent-
schuldigung des Nordens für das Versinken der 
»Cheonan« als Vorbedingung sowohl für die Wie-
deraufnahme der Gespräche zwischen Süd- und 
Nordkorea als auch für einen neuen Anlauf der 

Sechsparteiengespräche zur Lösung der nordko-
reanischen Atomfragen. Nordkorea bestritt katego-
risch, für das Sinken der »Cheonan« verantwortlich 
gewesen zu sein und wertete den Vorfall als eine 
Eigeninszenierung des Südens. Nordkorea lehnte 
ebenso entschieden eine Entschuldigung ab und 
forderte gleichzeitig die Bildung einer gemeinsa-
men Untersuchungskommission.

Auch Rußland und China zweifelten das Ergeb-
nis des von Südkorea eingesetzten internationalen 
Untersuchungsteams an. Unmittelbar nach Be-
kanntgabe des Berichts bemerkten zahlreiche inter-
nationale Experten, daß die Korvette ausgerechnet 
in einem Teil des Gelben Meeres unterwegs gewe-
sen sei, in dem der Wasserstand besonders niedrig 
ist. Normalerweise würden nur kleine Schnellboote 
in dieser Gegend patrouillieren. Aus diesem Grund 
gingen die Experten beim Untergang der »Cheo-
nan« von einem selbstverschuldeten Unfall aus, der 
während einer Geheimmission der Korvette pas-
siert sei. Demnach lag die Ursache des Unglücks 
nicht in der Explosion aufgrund eines nordkorea-
nisches Beschusses, sondern in einer Havarie. Fast 
sechzig Prozent der Südkoreaner äußerten sich im 
Zuge von Umfragen skeptisch über die regierungs-
offizielle Version.

Der mysteriöse Untergang des Kriegsschiffes 
vergiftete das innerkoreanische Klima dermaßen, 
daß eine Normalisierung der Beziehungen während 
der restlichen Amtszeit Lee Myung Baks nahe-
zu unmöglich scheint. Bereits vor diesem Vorfall 
hatte eine totale Abkehr von der »Sonnenschein-
politik« und der »Politik für Frieden und Prospe-
rität« begonnen: Denn Lee Myung-Bak versuchte, 
unmittelbar nach der offiziellen Amtsübernahme 
am 25. Februar 2008, das Ministerium für Verei-
nigung mit dem Argument abzuschaffen, dessen 
Aufgaben könne ebensogut das Außen- und Au-
ßenhandelsministerium übernehmen. Diesen Plan 

mußte er aber aufgrund massiver öffentlicher Kritik 
zurückziehen. Am 11. Juli 2008 wurde eine süd-
koreanische Touristin während einer Tour durch 
das Keumgang-Gebirge entlang der militärischen 
Sperrzone erschossen. Diesen Zwischenfall nahm 
die südkoreanische Regierung sofort zum Anlaß, 
das gemeinsam mit dem Norden betriebene Tou-
rismusprojekt zu beenden. Die negativen Konse-
quenzen blieben in der Folgezeit nicht allein auf 
die Tourismusbranche beschränkt. Auf Eis gelegt 
wurden ebenfalls die geplanten Maßnahmen für 
zehn gemeinsame Bergbauprojekte zwischen dem 
ressourcenarmen Süden und dem an Bodenschät-
zen reichen Norden. Nutznießer der südkoreani-
schen Embargopolitik gegenüber dem Norden ist 
die Volksrepublik China, die Rohstofflieferungen 
auch aus Nordkorea dringend benötigt. Das Export-
volumen nordkoreanischer Bergbauprodukte nach 
China verdreifachte sich von umgerechnet 300 Mil-
lionen US-Dollar im Jahre 2005 auf 900 Millionen 
im Jahre 2009. Die südkoreanischen Investoren im 
Gaeseong Industrial Complex (GIC) beklagen nun 
offen, das Ministerium für Vereinigung in Seoul 
sei verantwortlich für die gescheiterte Aussöhnung 
zwischen Nord und Süd.

Eine Kehrtwende seit dem Machtwechsel (in 
Seoul, jW) läßt sich auch im militärischen Bereich 
feststellen. Seit 2008 wird das jährlich (zumeist 
im März und April) stattfindende Militärmanöver 
»Key Resolve« mit großer Beteiligung amerika-
nischer Truppenverbände durchgeführt, das die 
vorherigen gemeinsamen Manöver »Team Spirit« 
(1978–93) und »Reception, Staging, Onward Mo-
vement, Integration« (RSOI, 1994–2007) ablöste. 
Obwohl die USA und Südkorea stets den rein 
defensiven Charakter solcher Militärübungen beto-
nen, kritisiert die nordkoreanische Führung, daß es 
sich bei »Key Resolve« um nichts anderes als um 
»militärische Eroberungsspiele des nordkoreani-

schen Territoriums« handelt. Diesem Zweck dient 
nach Ansicht Pjöngjangs auch das seit 2008 jeweils 
im August und September durchgeführte Manöver 
»Ulchi Freedom Guardian«. 

Nach dem nordkoreanischen Artilleriefeuer auf 
die Insel Yonpyong am 23. November 2010 und den 
daraus resultierenden Spannungen wurde dennoch 
das Manöver »Key Resolve 2011« im Zeitraum 
vom 28. Februar bis 10. März 2011 durchgeführt. 
Es stellte auch eine Übung zur Beseitigung der 
nordkoreanischen Massenvernichtungswaffen dar, 
an der ebenfalls eine US-Einheit, das im Irak-Krieg 
eingesetzte 20. Unterstützungskommando, teil-
nahm. Die Militärübungen sorgten nicht nur seitens 
Nordkoreas für scharfe Proteste, sondern ließen 
auch in Peking die Alarmglocken schrillen. China 
reagierte besonders scharf auf die Entsendung des 
US-Flugzeugträgers »George Washington« zur Un-
terstützung von »Key Resolve 2011«, weil von die-
sem aus die gesamten militärischen Operationen 
der chinesischen Armee in den Küstengebieten der 
Volksrepublik beobachtet werden können. (…)

Falsche Hinrichtungen
Seit der Amtsübernahme Lee Myung Baks im Fe-
bruar 2008 mischt sich die südkoreanische Regie-
rung auch aktiv in die Menschenrechtsfragen in 
Nordkorea ein. Im Gegensatz dazu hatten sich die 
Regierungen von Kim Dae Jung und Roh Moo 
Hyun bei ihrer Stellungnahme zu den UN-Jah-
resberichten über die Menschenrechtssituation in 
der Volksrepublik stets ihrer Stimme mit der Be-
gründung enthalten, daß sie das nordkoreanische 
Regime nicht öffentlich an den Pranger stellen 
wollten. Dies sei der beste Weg, um im Norden 
tatsächliche Verbesserungen zu erzielen. 

Die südkoreanische Regierung versucht auch, 
die bisherige Rolle der »Staatlichen Kommission 

Kontinuierliche 
Konfrontationen

Hintergrund u Nach einem Jahrzehnt der »Sonnenscheinpolitik« auf der koreanischen 
Halbinsel verhärten sich die Fronten immer mehr. Von Du-Yul Song

Festhalten am Feindbild: Demonstrant in Seoul mit Porträt Kim Jong Uns, Staatsoberhaupt der Demokratischen Volksrepublik Korea (8.3.2012)
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für die Menschenrechte« umzufunktionieren, da-
mit sich diese in erster Linie mit Menschenrechts-
fragen im Norden befaßt. Aus Protest gegen diese 
Absichten der Regierung legte der Kommissions-
vorsitzende vorzeitig sein Amt nieder. Die Verab-
schiedung des »Gesetzes für die Menschenrechte 
in Nordkorea« ist bis dato durch Widerstände der 
parlamentarischen Opposition mit dem Argument 
blockiert, das Gesetz vergifte das innerkoreanische 
Versöhnungsklima  – mit womöglich unwiderruf-
lichen Konsequenzen. Ein gleichnamiges Gesetz 
wurde in den Vereinigten Staaten im Jahre 2004 mit 
der Mehrheit der Republikaner sowohl vom US-
Kongreß als auch vom US-Senat verabschiedet. In 
Japan wurde ebenfalls ein ähnliches Gesetz am 23. 
Juni 2006 vom Parlament beschlossen.

Die Daten und Berichte über Menschenrechts-
verletzungen in Nordkorea stammen meistens von 
Flüchtlingen aus dem Norden. Der Wahrheitsgehalt 
oder die Richtigkeit der Informationen sind daher 
schwer nachzuprüfen. Viele der Auskünfte basieren 
auf Hörensagen. Eine Meldung aus der jüngsten 
Vergangenheit, die von zahlreichen ausländischen 
Nachrichtenagenturen kolportiert wurde, war jene 
über die Hinrichtung von Park Nam Ki, Chef des 
Wirtschafts- und Finanzkomitees der herrschenden 
Partei der Arbeit Koreas. Er sei für das Scheitern 
der Währungsreform vom 1. Dezember 2009 ver-
antwortlich gemacht und im März 2010 vor Zu-
schauern exekutiert worden, wie es beispielsweise 
die Frankfurter Allgemeine Zeitung in einem Be-
richt in ihrer Ausgabe vom 18. März 2010 meldete. 
(…)

Diese weltweit verbreitete Nachricht erwies sich 
als Falschmeldung. Park zeigte sich nicht nur quick-
lebendig, sondern besitzt weiterhin einen wichtigen 
Posten im Finanzressort der Partei. In dieser Funk-
tion bereiste er auch häufig westeuropäische Län-
der. Ein weiteres Beispiel aus Japan offenbart, wie 
sogenannte Fakten über Nordkorea fabriziert wer-
den: Am 10. Juni 2010 zeigte der Sender »Asahi-
TV« ein angeblich aktuelles Foto des designierten 

Nachfolgers von Kim Jong Il. Doch anstelle des 
nächsten Machthabers in der Volksrepublik war 
darauf ein in Wahrheit unbeteiligter Südkoreaner 
abgebildet. Umgehend meldete sich dieser beim 
Fernsehsender, und tatsächlich folgte am nächsten 
Tag eine Entschuldigung der Redaktion. Offizielle 
Eingeständnisse sind in solchen Fällen aber eher 
die Ausnahme als die Regel. Meistens ignorieren 
die Medien ihre eigenen Falschmeldungen oder 
schieben Nordkorea den Schwarzen Peter zu. Die 
Geheimnistuerei des nordkoreanischen Regimes 
sei verantwortlich, daß derartige Falschmeldungen 
überhaupt entstünden.

Doch die Fehler(quellen) sind wesentlich im 
politischen Weltbild Südkoreas und des Westens zu 
suchen. Zudem stehen zahlreiche südkoreanische 
Aktivisten, die sich für Menschenrechtsfragen im 
Norden engagieren, in hartem Konkurrenzkampf 
untereinander, um an Finanz- und Fördermittel der 
südkoreanischen Regierung beziehungsweise der 
»Nationalen Stiftung für Demokratie« (»National 
Endowment for Democracy«, NED) in Washington 
zu kommen. Aus diesem Grund setzen sie häufig 
sensationslüsterne Meldungen über Nordkorea in 
Umlauf, wenn die »Aktualität« dies gerade gebie-
tet. Südkoreanische Journalisten, die mit Nordko-
rea vertraut sind, behaupten daher, nur ein Viertel 
der Informationen solcher Aktivisten und nord-
koreanischer Flüchtlinge besäße Wahrheitsgehalt. 
Um mit Edward Said zu sprechen: Nordkorea ist 
»zu dem zu machen, was und wie es sein sollte«.

Mißtrauen regiert
Als der ehemalige US-Präsident James Carter in 
Begleitung weiterer früherer Staats- und Regie-
rungschefs (dem ehemaligen finnischen Präsiden-
ten Martti Ahtisaari, der einstigen norwegischen 
Ministerpräsidentin Gro Harlem Brundtland und 
der vormaligen irischen Präsidentin Mary Robin-
son) am 26. April 2011 Pjöngjang besuchte, meinte 
der südkoreanische Außenminister dazu, er erwarte 

von der Reise nicht besonders viel  – und ver-
mittelnde Dritte würden nicht benötigt. Dennoch 
überbrachte Carter im Anschluß an den dreitägi-
gen Besuch die Botschaft des nordkoreanischen 
Führers, dieser sei jederzeit zu einem Treffen mit 
dem südkoreanischen Präsidenten Lee Myung Bak 
bereit.

Nordkorea wird die von der südkoreanischen Re-
gierung gestellte Bedingung für die Wiederaufnah-
me von Gesprächen – eine Entschuldigung für das 
angebliche Versenken der südkoreanischen Kor-
vette »Cheonan« im März 2010 sowie für den Ar-
tilleriebeschuß der Insel Yonpyong im November 
desselben Jahres – nicht akzeptieren. Dementspre-
chend ist es kaum vorstellbar, daß die nordkoreani-
sche Führung dem von Lee Myung Bak vorgeschla-
genen Prozeß – zuerst Denuklearisierungsgesprä-
che zwischen Süd- und Nordkorea, darauffolgend 
Gespräche zwischen Pjöngjang und Washington 
und schließlich eine neue Runde der Sechsparteien-
gespräche – in dieser Abfolge zustimmt. Seoul ist 
stets von der Furcht besessen, es könne quasi hinter 
seinem Rücken zu Direktverhandlungen zwischen 
den USA und Nordkorea kommen. Nordkorea 
wiederum betrachtet Südkorea als einen Stören-
fried auf dem Weg zur Normalisierung zwischen 
Pjöngjang und Washington. Die südkoreanischen 
Regierungen unter Kim Dae Jung und Roh Moo 
Hyun, die die jetzige Regierung für das »verlorene 
Jahrzehnt« verantwortlich gemacht hat, versuchten 
zumindest, die Isolation des Nachbarlandes durch 
das Bush-Regime zu dämpfen.

Die innerkoreanischen Beziehungen werden sich 
während der Amtszeit Lee Myung Baks, die am 
24. Februar 2013 endet, kaum normalisieren. Seine 
Nordkorea-Politik ging und geht von der Prämisse 
aus, das System im Norden werde ohnehin in naher 
Zukunft zusammenbrechen, so daß eine rationale 
Politik gegenüber dem Nachbarn nicht notwendig 
sei. Mit dem Argument, die »Sonnenscheinpolitik« 
hätte nur das Fehlverhalten des Nordens belohnt, 
hat sich die südkoreanische Regierung letztlich die 
Hände gebunden. 

Schicksalsjahr 2012
Das Jahr 2012 wird für beide Teile der Halbinsel 
politisch gleichermaßen bedeutsam sein. Im Süden 
wird Ende des Jahres ein neuer Präsident gewählt, 
während sich in Nordkorea die neue Führungsfigur 
Kim Jong Un noch bewähren muß. Zudem stehen 
im April dieses Jahres große Feierlichkeiten anläß-
lich des 100. Geburtstags des 1994 verstorbenen 
Staatsgründers Kim Il Sung an. 

Westliche Beobachter prophezeien eine Insta-
bilität der Macht unter Kim Jong Un aufgrund 
seiner mangelnden Legitimität. Eine solche Ana-
lyse übersieht aber das tatsächliche Machtgefüge 
in Nordkorea. Zwar besitzt Kim Jong Un nicht das 
Charisma seines Vaters und Großvaters. Doch die 
neue Führung in Pjöngjang steht ganz im Zeichen 
eines Generationenwechsels. Zur Kerngruppe der 
Macht gehören die Kinder der Partisanen um Kim 
Jong Uns Großvater Kim Il Sung. Diese halten in 
Treue zu seinem Vater Kim Jong Il, was zumindest 
zur mittelfristigen Konsolidierung der neuen Macht 
beiträgt. (…)

Der Süden steht 2012 ganz im Zeichen der Prä-
sidentschaftswahlen. Passiert bis zum Wahltag am 
19. Dezember 2012 nichts Außergewöhnliches, wird 
die nächste Präsidentin Südkoreas aller Voraussicht 
nach Park Geun Hae heißen, die älteste Tochter des 
im Oktober 1979 vom eigenen Geheimdienstchef 
ermordeten Präsidenten Park Chung Hee. Obwohl 
sie innerhalb der Regierungspartei Hannara nicht 
unumstritten ist, gibt es zur Zeit keinen nennens-
werten innerparteilichen Konkurrenten. In den 
Meinungsumfragen weist sie einen Stimmenvor-
sprung von mehr als 20 Prozent gegenüber mög-
lichen Gegenkandidaten sowohl in der eigenen 
Partei als auch gegenüber den Herausforderern der 
Opposition auf. Zwar wünscht sich die Mehrheit 
der Wähler einen Machtwechsel, aber im oppositio-
nellen Spektrum findet sich augenscheinlich kein 
geeigneter Kandidat. 

Die Tochter des Diktators genießt also noch ho-
hes Ansehen, wenngleich sie im Jahre 2007 bei den 
parteiinternen Vorwahlen unerwartet gegen den 
jetzigen Präsidenten Lee verlor. Einer der Gründe 
für ihre ungebrochen große Popularität unter den 
Wählern liegt darin, daß ihr Vater als Begründer 
des südkoreanischen Wirtschaftswunders gilt. Au-
ßerdem spielt die Heimatprovinz ihrer Familie, die 
Südostprovinz Kyongsang, eine dominante Rolle 
bei der Auswahl politischer Entscheidungsträger. 

Neben der regionalen Herkunft sind schulische und 
verwandtschaftliche Faktoren ausschlaggebend da-
für, in die Phalanx der herrschenden Elite aufzu-
rücken. Pikanterweise könnte es geschehen, daß im 
Jahre 2012 die Koreaner im Süden die Tochter eines 
Expräsidenten zu ihrem Staatsoberhaupt wählen, 
während den Koreanern im Norden der Sohn des 
vormaligen Staatschefs vorsteht. Insofern nähern 
sich – unabhängig von Differenzen in der jeweils 
herrschenden Ideologie – beide Systeme einander 
an. (…)

Neuer Dialog in Aussicht?
Seit dem Sommer 2011 hat sich in der südkoreani-
schen Innenpolitik einiges getan. Zwischen dem 
Oberbürgermeister von Seoul, Oh Se Hoon von der 
regierenden Hannara-Partei, und der mehrheitlich 
von den Oppositionsparteien beherrschten Bürger-
schaft der Hauptstadt kam es zu Auseinanderset-
zungen um die Einführung allgemeiner kostenloser 
Schulspeisen. Bürgermeister Oh lehnte diese mit 
dem Argument ab, daß sie einen Engpaß des Haus-
halts verursachten und kritisierte sie als »Wohl-
fahrtspopulismus«. Die Entscheidung darüber ver-
band er mit der Oberbürgermeisterwahl am 24. 
August 2011. Bis dahin war Oh einer der möglichen 
Kandidaten der Regierungspartei bei der nächsten 
Präsidentenschaftswahl im Dezember 2012 gewe-
sen. Falls ein Drittel der Wählerschaft der Haupt-
stadt nicht gegen die Einführung der umstrittenen 
Schulspeisung votieren würde, wolle er von seinem 
Amt zurücktreten. Die politisch hochbrisante Wette 
verlor er jedoch. 

In der Nachwahl für das Oberbürgermeisteramt 
am 26. Oktober 2011 stand der parteilose Bürger-
rechtler Park Won Soon der wohlhabenden Rechts-
anwältin Nah Kyung Won aus der konservativen 
Regierungspartei gegenüber. Park wurde nicht nur 
von zivilgesellschaftlichen Kräften favorisiert, son-
dern auch von einigen Oppositionsparteien. Vor 
allem wurde er von einem derzeitigen Idol für die 
junge Generation in Südkorea, dem 49jährigen 
erfolgreichen Geschäftsmann aus der IT-Branche 
Ahn Chul Soo, tatkräftig unterstützt. Die Wahl ging 
an Park – eine empfindliche Niederlage für die kon-
servativen Kräfte. 

Die 20- bis 40jährigen, die neuerdings in Süd-
korea mit dem Kürzel »2040« bezeichnet werden, 
verabschieden sich zunehmend von dem bisherigen 
unfähigen, korrupten Parteiensystem und suchen 
eine Alternative jenseits des herrschenden politi-
schen Gefüges. Neben dem Versagen in der Kom-
munikation mit den Bürgern und in der Beschäfti-
gungspolitik war auch der dauerhafte Boykott der 
Entspannungspolitik durch die jetzige konservative 
Regierung für das Wahldesaster verantwortlich. 

Das Idol der jungen Generation Ahn Chul Soo 
ist nach vielen Umfragen gegenwärtig der einzige 
Kandidat, der in der nächsten Präsidentenwahl im 
Dezember 2012 die bislang für unschlagbar gehal-
tene Kandidatin Park besiegen könnte. Zwar hat er 
bis jetzt seine Ambition für das höchste Amt des 
Landes nicht öffentlich verlautbart, aber der gan-
ze konservative Herrschaftsblock scheint in Panik 
versetzt. Inzwischen haben sich die Anzeichen für 
die Spaltung der regierenden konservativen Partei – 
die sich vor kurzem in Saeuri (Neue Welt)-Partei 
umgetauft hat – zwischen den Anhängern des der-
zeitigen Präsidenten und jenen der wahrscheinli-
chen Kandidatin Park für das Präsidentenamt ver-
mehrt, während zwei wichtige Zusammenschlüssse 
innerhalb des Oppositionslagers  – die »Vereinte 
Demokratische Partei« und die »Vereinte Progres-
sive Partei« – zustande gekommen sind. Die neu 
gewählte Vorsitzende der größeren »Vereinten De-
mokratischen Partei«, Han Myung Sook, amtierte 
als erste Ministerpräsidentin in Südkorea während 
der Amtszeit des Präsidenten Roh Moo Hyun, so 
daß Beobachter bei der nächsten Präsidentenwahl 
ein politisches Duell zwischen zwei Frauen oder 
zwischen Park und Moon Jae In aus Busan – einem 
der engsten politischen Freunde des verstorbenen 
Präsidenten Roh Moo Hyun – vorhersagen und die 
Kandidatur Ahns daher eher für unwahrscheinlich 
halten.

Angesichts einer solchen unerwarteten, neuarti-
gen Entwicklung im Süden scheint es, als müsse 
Nordkorea nur den Tag der Präsidentenwahl am 
19. Dezember 2012 im Süden abwarten, um einen 
neuen Dialog beginnen zu können. 
u Vorabdruck aus: Du-Yul Song/Rainer Wer-
ning: Korea. Von der Kolonie zum geteilten Land, 
Promedia Verlag, Wien 2012, 208 S., brosch., 
15,90 Euro (erscheint zur Leipziger Buchmesse)

Im Ringen um Unabhängigkeit und Autarkie 
entwickelte die Führungsgruppe um Kim Il-Sung 
(1912–1994) eine eigene Lehre und machte sie 
zur Staatsdoktrin. 

Die Erfahrungen langjähriger kolonialer 
Herrschaft lehrten die antijapanische Partisa-
nengruppe um Kim Il Sung, den »Großen Füh-
rer« Nordkoreas, sich auch innerhalb der von 
Moskau und Peking dominierten kommunisti-
schen Weltbewegung keinem der beiden Lager 
zuzuordnen. Äquidistanz war oberstes Gebot, 
wenngleich Nordkorea stets bemüht war, von 
beiden Seiten gleichermaßen zu profitieren – im 
Sinne des größtmöglichen Wohls und Vorteils 
für die Volksrepublik sowie des eigenen Macht-
erhalts. Am Rat für Gegenseitige Wirtschaftshil-
fe (RGW) der realsozialistischen Länder nahm 
Nordkorea nicht teil, sondern setzte in Politik, 
Wirtschaft und Kultur auf Souveränität und ei-
nen eigenen Kurs.

Kim Il Sung erwähnte den Begriff Dschutsche 
(alternierend wird anstelle dieses im Deutschen 
geläufigen Ausdrucks auch der Begriff Juche 
und/oder Chuch’e verwendet, was wörtlich 
»das Subjekt« beziehungsweise »die Subjekti-
vität« bedeutet) als von ihm begriffene Weiter-
entwicklung des Marxismus-Leninismus erst-
mals in einer Rede (»Über die Beseitigung des 
Dogmatismus und des Formalismus sowie über 
die Herstellung des Dschutsche in der ideo-
logischen Arbeit«) auf einer Versammlung der 
Partei der Arbeit Koreas (PdAK) am 28. De-
zember 1955. Knapp zwei Jahrzehnte später, am 
4. November 1974, formulierte Kim Il Sung die 
philosophische Basis der Dschutsche-Ideologie: 

»Die Dschutsche-Ideologie bedeutet, daß die 
Volksmassen der Herr in der Revolution und 
beim Aufbau sind, daß sie als die treibende Kraft 
dabei auftreten. Mit anderen Worten, diese 
Ideologie bedeutet, daß jeder selbst Herr seines 
Schicksals ist, daß jeder auch die Kraft besitzt, 
sein Schicksal zu entscheiden. Die Dschutsche-
Ideologie beruht auf dem philosophischen 
Grundsatz, daß der Mensch der Herr aller Din-
ge ist und er über alles entscheidet.« 

Die Dschutsche-Philosophie verneint zwar 
nicht gänzlich die Widerspiegelung der ob-
jektiven Welt im Bewußtsein des Menschen, 
aber gleichzeitig betont sie die tätige Seite des 

Bewußtseins für das menschliche Wesen und 
seine Selbständigkeit. Damit wird eine Distanz 
zum herkömmlichen Marxismus-Leninismus 
geschaffen.

Kim Il Sungs Sohn und Nachfolger Kim 
Jong Il entwickelte die Dschutsche-Ideologie 
weiter und präzisierte vor allem die Rolle des 
»Führers« (Suryong), den er als notwendiges 
»Zentrum«, als »Kopf und Hirn der Volksmas-
sen« sah. Bereits in seinem 1982 veröffentlich-
ten Buch »Über die Dschutsche-Ideologie« 
sprach Kim Jong-Il von »den drei Attributen 
des Menschen« – Selbständigkeit, Kreativität 
und Bewußtheit –, was seitdem gemäß den 
Dschutsche-Ideologen als die neue Bestimmung 
des Wesens des Menschen in der Geschichte 
der Philosophie gilt.

Seit dem Zusammenbruch des »real existie-
renden Sozialismus« in der Sowjetunion und in 
Osteuropa hat sich die Dschutsche-Ideologie 
auch mit den materiellen Wünschen der Be-
völkerung auseinandergesetzt, wie Kim Jong Il 
in seiner im November 1994 veröffentlichten 
Abhandlung (»Der Sozialismus ist eine Wissen-
schaft«) betonte: »Im höheren glücklichen Leben 
des Volkes nimmt das Materielle einen wichtigen 
Stellenwert ein. Das materielle Leben bildet die 
Basis des sozialen Lebens.« Trotz dieses »mate-
rialistischen« Einschubs wird die Dschutsche-
Philosophie aus der Sicht des traditionellen Mar-
xismus-Leninismus und des strukturalistischen 
Marxismus à la Louis Althusser als Idealismus 
beziehungsweise Voluntarismus gehandelt. 

Seit August 1997 gilt in Nordkorea offiziell 
der Dschutsche-Kalender. Dieser beginnt mit 
Kims Geburtsjahr, dem Jahr 1912 (»Dschutsche 
1«). In zahlreichen Ländern haben sich eigens 
»Dschutsche-Lesezirkel« beziehungsweise 
»Dschutsche-Studiengruppen« – vorrangig in 
Afrika (u. a. Madagaskar, Nigeria und Togo) und 
Lateinamerika – gebildet, über deren Aktivitä-
ten in den nordkoreanischen Medien häufig und 
ausführlich berichtet wird. Im Frühjahr 1978 
entstand in Tokio das »International Institute of 
the Juche Idea«, das aus Anlaß des 100. Geburts-
tages Kim Il Sungs im Jahre 2012 in Pjöngjang 
die Durchführung einer »Weltkonferenz der 
Dschutsche-Ideologie« plant.
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